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25.08.2022 Ausschuss for

Stadtentwicklung und Bauen

Entgegennahme o. B.

Neuerrichtung eines "Regionalen Trainingszentrums der Polizei Buschland"
Beteiligung der Stadt Wuppertal durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW

Grund der Vorlage
Die Gemeinde ist bei besonderen Vorhaben des Bundes oder Landes gemal’ den Bestim-
mungen des § 79 Abs. 1 Landesbauordnung NRW in Verbindung mit § 37 Abs. 1 Bauge-
setzbuch zu hdéren.

Beschlussvorschlag

1. Zu den Planungen des Bau- und Liegenschaftsbetriebes NRW vom 05.04.2022, zu-
letzt erganzt um Unterlagen vom 08.06.2022, zu dem Vorhaben ,Regionales Trai-
ningszentrum der Polizei Buschland® wird das Einvernehmen der Gemeinde erklart
bzw. dem Vorhaben wird gemafld 8 79 Abs. 1 Satz 3 Bauordnung NRW nicht wider-
sprochen.

2. Dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW wird trotz Zustimmung unter Beschluss-
punkt 1 nahegelegt, gemall der Ratsdrucksache VO/0782/19 ,Dachbegrinung“ bei
der Ausfuhrung der Gebaude die flach geneigten Dacher mit Dachbegriinung zu
versehen, wenn dies statisch und wirtschaftlich vertretbar ist und der Nutzungszweck
der Gebaude gewahrt werden kann.

Einverstandnisse

entfallt
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Unterschrift

Minas

Begrindung

Wie bereits der lokalen Presse zu entnehmen war, plant das Land NRW erhebliche Investiti-
onen in den Standort Wuppertal. Geplant ist eine komplette Renovierung und zum Teil Neu-
bau des landeseigenen Standortes der Bereitschaftspolizei an der Miingstener Strafl3e, wozu
auch ein neues ,Regionales Trainingszentrum der Polizei“ an der Strafl3e Buschland gehort.
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Abb. 1: Standort der Bereitschaftspolizei Miingstener StraRe/Buschland

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW hatte zu den Trainingseinrichtungen Buschland im
Jahr 2019 eine Machbarkeitsstudie erstellt und mit der Stadt Wuppertal Gesprache zu den
rechtlichen Rahmenbedingungen und zum mdglichen Genehmigungsweg gefiihrt. Nun sind
die Plane weiter ausgearbeitet. Der Stadt liegen entsprechende Antragsunterlagen vor. Die
bau- und planungsrechtlichen Prifungen obliegen allerdings der Bezirksregierung Dussel-
dorf. Die Gemeinde wird in dem Verfahren lediglich gehort.

Mit Schreiben vom 05.04.2022 wird die Gemeinde gemaR § 79 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW
gebeten flr das Neubauvorhaben des Regionalen Trainingszentrums das ,gemeindliche
Einvernehmen® zu erteilen. Die Antragsunterlagen zum Bauvorhaben wurden durch den
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW erstellt. Fur die Beratung der Vorhaben im Rat der
Stadt wurden die als Anlage 01 beigefligte kurze Projektbeschreibung sowie die dazugehori-
gen Karten und Visualisierungen in Anlage 02 zur Verfugung gestellt. Einige der Karten und
Abbildungen sind hier in der Kurzbegriindung zur einfachen Lesbarkeit der Vorhaben einge-
arbeitet.
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Eine fachliche Vorabstimmung mit der Verwaltung erfolgte hinsichtlich der planungsrechtli-
chen Voraussetzungen im Vorhabengebiet (Bebauungsplan 391) und der Einstufung der an
den heutigen Sportplatz bzw. der Raumschiel3anlage angrenzenden Wohnbebauung als
Siedlungssplitter im AulRenbereich gemald § 35 BauGB, so dass bei der erstellten Schal-
limmissionsprognose die entsprechenden Werte fiir Mischgebiete zugrunde gelegt wurden.

Abb. 2: Luftbild Bestandssituation

Das Vorhaben liegt innerhalb des Bebauungsplanes 391 ,Polizei- Sport-Bildungsstatte*
Buschland (Anlage 03) vom 06.11.1970 mit der Ausweisung als Grunflache mit der Zweck-
bestimmung Sportplatz. Darin sind bauliche Anlagen und Einrichtungen nur im Zusammen-
hang mit der Polizei-Sportbildungsstatte zulassig. Die seinerzeit genehmigten Anlagen und
Einrichtungen wurden damals nachrichtlich tbernommen, sind jedoch nicht explizit Gegen-
stand der Festsetzungen. Die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes verlauft aulRer-
halb des Plangebietes.

Der Antragsteller begriindet das Erfordernis fur einen Neubau mit der sich stetig veranderten
Sicherheitslage, die eine Modernisierung und Anpassung der Fortbildungskonzepte bei der
Polizei erfordern. Dies wirkt sich entsprechend auf das bauliche Konzept der Fortbildungs-
einrichtung und deren Ausstattung aus. Die bereits bestehende Nutzungsart ,Polizei- Sport-
bildungsstatte® wird im Wesentlichen beibehalten und hinsichtlich der Gebaudeausstattung
modifiziert. Die Neuplanung umfasst eine RaumschieRanlage mit Trainingshaus, eine Trai-
ningsstéatte mit befahrbarer Halle sowie eine Amok-TE-Halle. Dieser Umfang an baulichen
Anlagen Ubersteigt den Zulassungsrahmen des geltenden Bebauungsplanes.

Durch den Neubau des Regionalen Trainingszentrums (RTZ) werden die zurzeit bestehen-
den FUhrungen der ErschlieBungsstraen nicht verandert. Die StrafRe Buschland behélt die
durch Anlieger kostenlos nutzbaren Stellplatze auf der westlichen Stra3enseite. Nach Abriss
der bestehenden Raumschief3anlage wird eine ca. 4,5 m hohe, begriinte Schallschutzwand
zum Schutz der Nachbarbebauung parallel mit der Stral3e in einem Abstand von ca. 15 m zu
den Wohngebauden errichtet. Die schallabsorbierenden Anforderungen an die Gebaudesub-
stanz der Schie3halle sind ebenfalls in den Antragsunterlagen hinterlegt. Eine Zunahme des
Verkehrsaufkommens ist insgesamt nicht zu erwarten.
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Folgende drei Abbildungen sollen die beschriebenen MalZnahmen verdeutlichen.

Abb. 2: Visualisierung der Neubauvorhaben

Abb. 3: Schemaschnitt Darstellung Schallschutzwand Buschland

Abb. 4: Visualisierung Schallschutzwand StralRe Buschland
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Zur Einordnung der rechtlichen Wirkung hinsichtlich der Einflussnahme der Gemeinde bei
Landesvorhaben dieser besonderen Art ist folgendes zu bericksichtigen:

Macht die besondere 6ffentliche Zweckbestimmung fur bauliche Anlagen des Bundes oder
eines Landes das Abweichen von den stadtebaulichen Vorschriften erforderlich, hier gemeint
ist der rechtsverbindliche Bebauungsplan 391, so ist hierzu das Einvernehmen mit der Ge-
meinde herzustellen. Widerspricht die Gemeinde der vorgesehenen und erforderlichen Ab-
weichung oder verweigert sie ihr Einvernehmen, kann das fehlende Einvernehmen der Ge-
meinde durch die Entscheidung der héheren Verwaltungsbehérde bei der Bezirksregierung
ersetzt werden. Die besondere materiell-rechtliche Bedeutung des § 37 BauGB besteht da-
rin, dass fur Vorhaben des Bundes oder eines Landes mit besonderer offentlicher Zweckbe-
stimmung - erganzend zu 8§ 31 Abs. 2 BauGB (Befreiungen von den Festsetzungen eines
Bebauungsplanes) - ein zusatzlicher Befreiungstatbestand als ,Abweichung“ zugelassen
wird.

Vor diesem Hintergrund hat die hdhere Bauaufsichtsbehérde die Stadt Wuppertal (mit Ein-
gang 16.05.2022) angeschrieben und um Stellungnahme aus bauplanungsrechtlicher Sicht
gebeten.

Das ,Vor-Verfahren“ gemafl Antrag des Bau- und Liegenschaftsbetriebes NRW hat nach §
79 Abs. 1 BauO NRW zu klaren ob ein Zustimmungserfordernis besteht oder nicht. Je nach
Ergebnis der gemeindlichen planungsrechtlichen Stellungnahme ist nur im Falle einer Ab-
weichung oder wenn das gemeindliche Einvernehmen nicht hergestellt werden konnte, ein
Zustimmungserfordernis seitens der héheren Bauaufsicht erforderlich.

Folglich liegt die Entscheidungsbefugnis in jedem Fall bei der h6heren Verwaltungsbehérde
— auch, wenn kein gemeindliches Einvernehmen erteilt worden ist. Widerspricht die Gemein-
de oder versagt die zustandige héhere Verwaltungsbehorde ihre Zustimmung, geht die Ent-
scheidungsbefugnis auf den zustéandigen Bundesminister Uber.

Besonders zu erklaren ist die mit diesem Beschluss vorgesehene Beratungsfolge in den poli-
tischen Gremien. Der Hauptausschuss (20.06.) und Rat (21.06.) werden sich zur Entschei-
dung des Vorgangs noch vor der Sommerpause mit dem Antrag auf Zustimmung der Ge-
meinde befassen, die Gremien Bezirksvertretung Barmen (23.08.) und der Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Bauen (25.08.) nehmen den Antrag erst nach der Sommerpause ohne
Beschluss entgegen. Die gesetzlich vorgeschriebene Frist von 2 Monaten lasst hier ein an-
deres Vorgehen nicht zu, zumal die Verwaltung den Vorgang erst vorprifen musste und in
der 23. KW noch Unterlagen (Visualisierungen und Erlauterungen siehe Anlagen) eingegan-
gen sind. Damit alle Gremien unmittelbar Kenntnis von dem Vorgang nehmen kénnen, wird
die Drucksache nach Freigabe auch an die Mitglieder der BV Barmen und des Ausschusses
fur Stadtentwicklung und Bauen verschickt. So kdnnen unmittelbar Rickfragen an die Ver-
waltung gestellt werden bzw. es kénnen bei Bedarf durch die Fraktionen in der Bezirksvertre-
tung noch Hinweise an die Vertreter im Rat der Stadt gegeben werden.

Fazit:

Insgesamt wird aus Sicht der Verwaltung vorgeschlagen trotz der entgegenstehenden Fest-
setzung im Bebauungsplan 391 dem Vorhaben selber grundsatzlich nicht zu widersprechen,
da die Einrichtung zweifelsfrei eine besondere o6ffentliche Zweckbestimmung verfolgt und der
bauliche Bestand sowie auch die Freiflachenplanung zukiinftig erheblich verbessert werden.
Im Hinblick auf die benachbarten Wohngeb&ude sind bei der Planung schallabschirmende
MaRRnahmen bertcksichtigt und eine direkte Beteiligung der Nachbarschaft wird in dem Zu-
lassungsverfahren ebenfalls durchgefuhrt.

Da die vorliegende Planung keine MalRnahmen von Dachbegrinung enthalt, wird gemaf3 der
Ratsdrucksache VO/0782/19 eine Prufung der Machbarkeit nahegelegt. Deshalb wurde ein
zusatzlicher Punkt in die Beschlussfassung aufgenommen. Eine Dachbegriinung zwingend
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zu fordern, ist nach dem Planungsrecht in dem Zulassungsverfahren nicht moglich. Dazu
missten planungsrechtliche Bestimmungen in einem rechtsverbindlichen Bebauungsplan
enthalten sein.

Klimacheck

Hat das Vorhaben eine langfristige Auswirkung auf den Klimaschutz und/oder die Klimafol-
genanpassung?

O neutral /nein

O ja, positive Auswirkungen

X ja, negative Auswirkungen

Begrindung:

Die Vorhaben kénnen zumindest kleinklimatisch Auswirkungen auf die Kaltluftentstehung
und den bodennahen Kaltluftabfluss bewirken. Allerdings sind bei der vorliegenden Baufla-
chengrof3e eines Sportplatzes die (globalen) klimatischen Auswirkungen kaum erfassbar. Bei
den Vorhaben werden MalRhahmen der Kompensation durch BegriinungsmalRhahmen vor-
gesehen. Eine Begriinung der geeigneten Dachflachen wird empfohlen.

Kosten und Finanzierung
Es entstehen der Gemeinde keine Kosten.

Zeitplan
Die Vorhaben sollen voraussichtlich 2025 fertiggestellt sein.

Anlagen

01 — Erlauterungen des BLB NRW ohne Anlagen
02 — 6 Anlageplane zum Schreiben des BLB NRW
03 — Bebauungsplan 391

Seite: 6/6



	Grund der Vorlage
	Beschlussvorschlag
	Einverständnisse
	Unterschrift
	Begründung
	Klimacheck
	Kosten und Finanzierung
	Zeitplan
	Anlagen

